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Editorial
Liebe Leser,

»Are we still modern? Inheri-
tance law and the broken promise
of enlightenment« (frei !bersetzt:
Sind wir noch zeitgem"ß? Das
Erbrecht und das gebrochene

Versprechen der Aufkl"rung) – Unter diesem Titel hat
Herr Jens Beckert, Professor f!r Soziologie an der Uni-
versit"t zu Kçln und Direktor des Max-Planck-Instituts
f!r Gesellschaftsforschung ein Arbeitspapier dieses Insti-
tuts im September 2010 verçffentlicht. Schon im Juli 2010
forderte er gemeinsamen mit Herrn Professor Dr. Peter
Rawert im Feuilleton der Frankfurter Allgemeine Zei-
tung den deutschen Liberalismus auf, sich der Reform
des Erbrechts anzunehmen und den Gedanken der Auf-
kl"rung durchzusetzen, dass die Verstorbenen nicht !ber
die Lebenden herrschen sollen. Was ist die Sorge dieser
Autoren? In wenigen Worten zusammengefasst: Seit der
Aufkl"rung ist es der Menschheit gelungen, die Ver-
erbung von Vermçgen zu demokratisieren. So konnten
zum Beispiel das alleinige Erbrecht des Erstgeborenen
und die Ungleichbehandlung der Ehefrau beseitigt wer-
den. Der Erbvorgang wird seit Anfang des 20. Jahrhun-
dertes besteuert. Das Instrument der Stabilisierung aristo-
kratischer Strukturen, der Fideikommiss, wurde abge-
schafft, auch wenn dies in Deutschland bis Mitte des
20. Jahrhunderts gedauert hat.

Diese positive Entwicklung sehen die Autoren nun da-
durch gef"hrdet, dass der deutsche Gesetzgeber dem Erb-
lasser eine Vielzahl von rechtlichen Gestaltungsmitteln an
die Hand gibt (z. B. die Stiftung, Auseinandersetzungsver-
bote, Vor- und Nacherbschaft, Dauertestamentsvollstre-
ckung), die es ihm mçglich machen, noch lange nach sei-
nem Tode dar!ber zu entscheiden, wie mit seinem Ver-
mçgen umgegangen werden soll. Nach Auffassung von
Beckert/Rawert kçnnte mit diesen rechtlichen Instru-
menten ein »Perpetuum Mobile zur Verewigung be-
stimmter wirtschaftlicher Verh"ltnisse« geschaffen wer-
den. Die Tendenz zur »Refeudalisierung« w!rde zu einem
Bruch des Versprechens der Aufkl"rung f!hren, Reich-
tum nicht nach Kriterien der Herkunft, sondern nach
Maßst"ben von Leistung zu verteilen. Neben dieser Ze-
mentierung von Vermçgensverh"ltnissen !ber Generatio-
nen hinweg sieht Beckert einen R!ckschritt bei der Be-
steuerung von Erbschaften. Ein Großteil der Erbschaften
w!rde aufgrund der gew"hrten Freibetr"ge gar keiner
Erbschaftsteuer unterliegen. Und die Vermçgenden
kçnnten durch geschickte Gestaltungen die Erbschaft-

steuer vollst"ndig vermeiden und damit das Vermçgen
weiter vermehren. All dies stehe im Gegensatz zu dem
eben zitierten Grundsatz der Verteilung von Reichtum.

Es ist ohne Zweifel immer interessant, !ber den Teller-
rand der Juristerei hinauszublicken und sich insbesondere
mit Thesen der Soziologie auseinanderzusetzen. Der
pointiert vorgetragene Befund von Beckert und Rawert
erscheint mir aber !berzogen. Die angeprangerten erb-
rechtlichen Gestaltungsmittel haben sich in der Bera-
tungspraxis bew"hrt. Warum soll derjenige, der Vermçgen
geschaffen oder erhalten hat, nicht auch bestimmen d!r-
fen, wie die n"chste Generation damit umzugehen hat.
Die Partizipation der n"chsten Angehçrigen ist !ber das
Pflichtteilsrecht gew"hrleistet. Nicht recht verst"ndlich
ist auch die Kritik von Beckert und Rawert an dem Ein-
satz von Stiftung im Bereich der Unternehmensnachfolge.
Auch hier muss es dem Unternehmer !berlassen bleiben,
wie er den Fortbestand des Unternehmens sichern will.
Hier geht es nicht um – wie Beckert und Rawert
meinen – »lehens"hnliche Modelle«, die die Nachkom-
men des Unternehmers zu unproduktiven Empf"ngern
von Dividenden degradieren. Im Mittelpunkt steht hier
vielmehr die Verantwortung des Unternehmers f!r den
Fortbestand des Unternehmens und die damit zusammen-
h"ngenden Arbeitspl"tze. In der deutschen Wirtschaft
gibt es gen!gend Beispiele daf!r, dass Unternehmensstif-
tungen einen wichtigen Beitrag f!r das Gemeinwohl leis-
ten. Gerade in der jetzt ausklingenden Wirtschaftskrise
war dies bei der Sicherung von Arbeitspl"tzen festzustel-
len. Ein Letztes: Beckert beklagt einen »Backlash« bei
der Besteuerung von Erbschaften. Dem ist entgegen-
zuhalten, dass es dem deutschen Gesetzgeber seit Jahren
nicht gelingt, ein Erbschaftsteuergesetz zu verabschieden,
das den Anforderungen unseres Grundgesetzes gen!gt.
Dies gilt auch f!r das Erbschaftsteuerreformgesetz (vgl.
nur Piltz, DStR 2010, 1913 ff.). Es kann den Fortbestand
eines Unternehmens nach einem Erbfall gef"hrden. Da-
her ist es die Pflicht eines jeden Familienunternehmers,
diese dramatische Folge f!r sein Lebenswerk zu vermei-
den, auch unter Einsatz von Stiftungen. Dies und nicht
die Liquidation von Unternehmen ist auch im Interesse
des deutschen Staates.

Ihr

Wolfram Theiss
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